
Mit der ökosozialen Steuerreform 2022 wurde der Einkom-
mensteuertarif wie folgt geändert:

Der Steuersatz für die zweite Stufe wird ab Juli 2022 von 35 % 
auf 30 % und ab Juli 2023 die dritte Stufe von 42 % auf 40 % 
gesenkt werden. Im jeweiligen Umstellungsjahr wird verein-
fachend ein Mischsatz (32,5 % bzw. 41 %) für das ganze Jahr 
angewandt. Wurde für Lohnzahlungszeiträume im Jahr 2022 
der Steuersatz von 32,5 % noch nicht berücksichtigt, hat der 
Arbeitgeber bis spätestens 31.5.2022 eine Aufrollung durch-
zuführen, sofern die technischen und organisatorischen Maß-
nahmen dazu vorliegen. 

Der Einkommensteuertarif ist progressiv ausgestaltet. Erzielt 
jemand beispielsweise im Jahr 2022 ein jährliches Einkommen 
von € 20.000,00 (Grenzsteuersatz 32,5 %), zahlt er durch-
schnittlich 10,25 % Einkommensteuer (= € 2.050,00). Im 
Gegensatz dazu werden einer Person mit einem Jahreseinkom-
men von € 70.000,00 (Grenzsteuersatz 48 %) durchschnitt-
lich 32,29 % Einkommensteuer (= € 22.605,00) abgezogen.

Der Grenzsteuersatz ist jener Steuersatz, mit dem jeder 
zusätzlich erwirtschaftete Euro besteuert wird. Diese pro-
gressive Gestaltung der Einkommensteuer hat auch Auswir-
kungen bei den Betriebsausgaben bzw. den Werbungskosten. 

Bei einem höheren Grenzsteuersatz (und somit auch höhe-
rem Einkommen) bringen Betriebsausgaben bzw. Werbungs- 
kosten auch mehr Steuerersparnis. 

GRENZSTEUERSÄTZE

* zeitlich befristet  bis 2025  
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Was hat sich beim Einkommensteuertarif geändert?

Tarifstufen Steuersatz

bis € 11.000,00 0 %

über € 11.000,00 bis € 18.000,00 20 %

über € 18.000,00 bis € 31.000,00
bis 2021:
in 2022:

ab 2023:

35 %
32,5 %

30 %
über € 31.000,00 bis € 60.000,00

bis 2022:
in 2023:

ab 2024:

42 %
41 %
40 %

über € 60.000,00 bis € 90.000,00 48 %

über € 90.000,00 bis € 1 Mio. 50 %

über € 1 Mio. 55 %*
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Unter welchen Voraussetzungen unterliegen 
(gemischte) Liegenschaftsschenkungen der  
Einkommensteuer?

Bis zu welcher Höhe können Begräbniskosten  
außergewöhnliche Belastungen sein?

Einkünfte aus entgeltlicher Grund-
stücksübertragung unterliegen grund-
sätzlich der Einkommensteuer in Höhe 
von 30 %. Liegt dahingegen eine unent-
geltliche Grundstücksübertragung vor, 
kommt es zu keinem einkommensteuer-
pflichtigen Vorgang. Schenkungen von 
Grundstücken unterliegen nämlich nicht 
der Einkommensteuer. Der Verwal-
tungsgerichtshof (VwGH) hatte sich 
kürzlich mit der Frage auseinanderzu-
setzen, unter welchen Voraussetzun-
gen eine Immobilienübertragung zwi-
schen Familienangehörigen im Rahmen 
der vorweggenommenen Erbfolge als 
entgeltlich oder unentgeltlich einzustu-
fen ist. Der Entscheidung lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: Ein Wohnhaus, 
welches im Hälfteeigentum eines Ehe-
paars stand und einen Verkehrswert von 
rund € 844.000,00 aufwies, wurde mit-
tels Schenkungsvertrag an die gemein-
same Tochter übertragen. Im Gegensatz 

dazu verpflichtete sich die Tochter unter 
anderem, Ausgleichszahlungen in Höhe 
von jeweils rund € 211.000,00 an ihre 
drei Geschwister zu leisten (sogenannte 
gemischte Schenkung). Die gesamten 
Ausgleichszahlungen betrugen folglich 
rund 75 % des Verkehrswerts der Lie-
genschaft. Die Finanzverwaltung ver-
trat die Auffassung, dass der zugrun-
deliegende Schenkungsvertrag als ent-
geltliches Rechtsgeschäft zu qualifizie-
ren sei, weil die Ausgleichszahlungen für 
die Übertragung der Immobilie mehr als 
50 % des gemeinen Werts der Immobi-
lie betrugen. Aufgrund der sich daraus 
ergebenden Entgeltlichkeit unterliege 
die Immobilienübertragung der Einkom-
mensteuer. Gegen den Steuerbescheid, 
mit dem die 30%ige Einkommensteuer 
anlässlich der Liegenschaftsübertra-
gung vorgeschrieben wurde, wurde 
Beschwerde beim Bundesfinanzgericht 
(BFG) eingebracht. Das BFG ging – in 

Übereinstimmung mit der Meinung der 
Finanzverwaltung – von einer entgelt- 
lichen und damit steuerpflichtigen 
Immobilienübertragung aus. Gegen 
diese Entscheidung des BFG wurde wie-
derum (ordentliche) Revision beim 
VwGH eingebracht, der nun darüber 
abgesprochen hat. 

Obgleich der VwGH im konkreten Fall 
das Ergebnis des BFG bestätigte, tätigte 
er zugleich weitere Ausführungen, die 
insbesondere für ähnlich gelagerte Fälle 
von Bedeutung sein können. So distan-
zierte sich das Höchstgericht von der 
bislang herrschenden Praxis, wonach für 
die Abgrenzung zwischen entgeltlichen 
und unentgeltlichen Rechtsgeschäften 
entscheidend war, ob die Gegenleistung 
für die Übertragung des Wirtschaftsguts 
mehr (dann Entgeltlichkeit) oder weni-
ger (dann Unentgeltlichkeit) als 50 % 
des gemeinen Werts des Wirtschafts-
guts betrug. Der VwGH stellt nun klar, 
dass unentgeltliche Rechtsgeschäfte 
wie Schenkungen (zwischen Familien-
angehörigen) in der Regel erst dann als 
einheitlich entgeltliches Rechtsgeschäft 
gelten, wenn der Wert der Gegen- 
leistung mindestens 75 % des gemeinen 
Werts des übertragenen Wirtschafts-
guts ausmacht. Inwieweit die Finanz-
verwaltung dieses Erkenntnis nun auch 
in die Einkommensteuerrichtlinien auf-
nimmt, bleibt abzuwarten. 

Begräbniskosten gehören zu den bevor-
rechteten Nachlassverbindlichkeiten. 
Sie sind aus einem vorhandenen Nach-
lassvermögen zu bestreiten. Ist kein 
ausreichender Nachlass zur Deckung 
der Begräbniskosten vorhanden, so haf-
ten dafür die zum Unterhalt des Ver-
storbenen Verpflichteten. Begräbnis-
kosten, einschließlich der Errichtung 
eines Grabmals, sind daher laut Lohn-
steuerrichtlinien insoweit keine außer-
gewöhnliche Belastung, als sie aus dem 
zu Verkehrswerten angesetzten Nach-
lassvermögen gedeckt werden können. 

Soweit sie nicht gedeckt werden können 
und auch nicht als Gegenleistung für 
die Übertragung von Wirtschaftsgütern 
übernommen werden (z. B. Übergabe-
verträge, Schenkungsverträge), sind sie 
eine außergewöhnliche Belastung.

Der Höhe nach ist die Absetzbarkeit 
mit den Kosten eines würdigen Begräb-
nisses (inklusive einfachen Grabmals) 
begrenzt, wobei diese noch um das 
Nachlassvermögen (inklusive Versiche-
rungsleistungen und Kostenbeiträge 
des Arbeitgebers) zu kürzen sind. In 

der letzten Wartung der Lohnsteuer- 
richtlinien hat nun die Finanzverwal-
tung ihre Rechtsansicht insofern geän-
dert, dass die Kosten für ein würdiges 
Begräbnis (inklusive Grabmal) insge-
samt höchstens € 15.000,00 (bisher 
€ 10.000,00) betragen können. Entste-
hen höhere Kosten, wäre die Zwangs-
läufigkeit nachzuweisen, die z.  B. bei 
besonderen Überführungskosten oder 
Kosten aufgrund besonderer Vorschrif-
ten über die Gestaltung des Grabdenk-
mals vorliegt. 
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Verlängerung Konsultationsvereinbarung zum 
DBA-Deutschland
Um die Folgen der Coronapandemie 
für grenzüberschreitend tätige Dienst-
nehmer abzufedern, wurde die beste-
hende Konsultationsvereinbarung zum 
DBA-Deutschland nunmehr bis 31. März 
2022 verlängert. Die wesentlichen Be-
stimmungen umfassen nachfolgende 
Bereiche:

Homeoffice

Bereits im Rahmen der ersten Konsul-
tationsvereinbarung vom 15. April 2020 
wurde vereinbart, dass im Hinblick auf 
die Verteilung des Besteuerungsrechts 
Arbeitstage, für die Arbeitslohn bezo-
gen wird und an denen ein Arbeitneh-
mer nur aufgrund der Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Coronapandemie seine 
Tätigkeit im Homeoffice ausübt, als in 
dem Vertragsstaat verbrachte Arbeits-
tage gelten, in dem der Arbeitnehmer 
seine Tätigkeit gewöhnlich ausgeübt 
hätte. Macht der Arbeitnehmer von die-
ser Verständigung Gebrauch, so sind die 
entsprechenden Homeoffice-Arbeits-
tage aufzuzeichnen und am Lohnzettel 
anzuführen.

Grenzgänger

Als Grenzgänger im Sinne des DBA-
Deutschland gelten Personen, die im 

Grenzgebiet eines Vertragsstaates ihren 
Wohnsitz und im anderen Staat in der 
Nähe der Grenze ihren Arbeitsort haben 
und dort eine unselbständige Tätigkeit 
ausüben. Diese Personen unterliegen 
im Ansässigkeitsstaat der Steuerpflicht, 
wobei die Vereinbarung mit Deutschland 
vorsieht, dass der Arbeitnehmer maxi-
mal an 45 Arbeitstagen im Kalenderjahr 
nicht an seinen Wohnsitz zurückkehren 
muss, damit es bei der Versteuerung im 
Ansässigkeitsstaat bleibt. Übt in Folge 
der Coronapandemie ein Grenzgän-
ger nunmehr seine Tätigkeit im Home- 
office aus, so wurde vereinbart, dass 
diese Tage nicht als Tage der Nicht-
rückkehr gelten und demnach unschäd-

lich im Hinblick auf seine persönliche  
Steuerpflicht sind.

Kurzarbeitsvergütung

Sowohl das deutsche Kurzarbeitergeld 
als auch die österreichische Kurzarbeits-
unterstützung für entfallene Arbeits-
stunden aufgrund der Coronapandemie 
gelten als Bezüge aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung (Art 18 Abs 2 DBA 
Deutschland) und unterliegen dem-
nach im Kassenstaat der Versteuerung. 
Das Besteuerungsrecht verbleibt somit 
bei jenem Staat, aus dem die Unterstüt-
zung stammt. 
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Mit der Steuerreform 2022 wurden 
auch einige Absetzbeträge erhöht. 
Diese mindern direkt die zu bezah-
lende Einkommensteuer.

Ab 1.7.2022 wird der Familienbonus 

 • für Kinder bis 18 Jahre von € 125,00 
pro Monat auf € 166,68 pro Monat 
angehoben. Dies bedeutet eine 
Erhöhung in 2022 um € 250,08 und 
ab 2023 eine Erhöhung um € 500,16 
im Vergleich zu 2021.

 • für Kinder über 18 Jahre von € 41,67 
pro Monat auf € 54,16 pro Monat 
angehoben. Die Erhöhung bezogen 
auf das Jahr 2021 beträgt im Jahr 
2022 € 75,00 und ab 2023 € 150,00. 

Auch der Kindermehrbetrag wird ab 

2022 von € 250,00 auf € 350,00 und 
ab 2023 auf € 450,00 pro Jahr ange-
hoben. Voraussetzung ist nun neben 
dem Anspruch auf Kinderabsetzbe-
trag für mindestens sechs Monate ent-
weder ein Anspruch auf Alleinverdie-
ner-/Alleinerzieherabsetzbetrag oder 
das Vorliegen einer Partnerschaft, in 
welcher der Partner steuerpflich-
tige Erwerbseinkünfte erzielt, auf die 
eine Einkommensteuer nach Tarif von 
unter € 350,00 (Wert für 2022, danach 
€ 450,00) entfällt. Zudem muss der 
Steuerpflichtige selbst aktive Erwerbs-
einkünfte an zumindest 30 Tagen im 
Kalenderjahr haben oder ganzjährige 
Leistungen nach dem Kinderbetreu-
ungsgeldgesetz oder Pflegekarenz-
geld beziehen.

Beim Verkehrsabsetzbetrag erhöht 
sich der Zuschlag bereits ab dem Jahr 
2021 auf € 650,00, wenn das Einkom-
men € 16.000,00 nicht übersteigt. Die-
ser Zuschlag wird eingeschliffen auf 
€  0,00 zwischen einem Einkommen 
von € 16.000,00 und € 24.500,00.

Der Pensionistenabsetzbetrag erhöht 
sich ab 2021 auf € 825,00 und wird 
auf € 0,00 eingeschliffen bei Pensi-
onseinkünften zwischen € 17.500,00 
und €  25.500,00. Der erhöhte Pen-
sionistenabsetzbetrag wird ab 2021 
auf €  1.214,00 angehoben und wird 
auf € 0,00 eingeschliffen bei Pensions-
einkünften zwischen € 19.930,00 und 
€ 25.500,00.

WIE WURDEN DIE ABSETZBETRÄGE IN DER EINKOMMENSTEUER GEÄNDERT?
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Unter welchen Voraussetzungen unterliegen 
(gemischte) Liegenschaftsschenkungen der  
Einkommensteuer?

Bis zu welcher Höhe können Begräbniskosten  
außergewöhnliche Belastungen sein?

Einkünfte aus entgeltlicher Grund-
stücksübertragung unterliegen grund-
sätzlich der Einkommensteuer in Höhe 
von 30 %. Liegt dahingegen eine unent-
geltliche Grundstücksübertragung vor, 
kommt es zu keinem einkommensteuer-
pflichtigen Vorgang. Schenkungen von 
Grundstücken unterliegen nämlich nicht 
der Einkommensteuer. Der Verwal-
tungsgerichtshof (VwGH) hatte sich 
kürzlich mit der Frage auseinanderzu-
setzen, unter welchen Voraussetzun-
gen eine Immobilienübertragung zwi-
schen Familienangehörigen im Rahmen 
der vorweggenommenen Erbfolge als 
entgeltlich oder unentgeltlich einzustu-
fen ist. Der Entscheidung lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: Ein Wohnhaus, 
welches im Hälfteeigentum eines Ehe-
paars stand und einen Verkehrswert von 
rund € 844.000,00 aufwies, wurde mit-
tels Schenkungsvertrag an die gemein-
same Tochter übertragen. Im Gegensatz 

dazu verpflichtete sich die Tochter unter 
anderem, Ausgleichszahlungen in Höhe 
von jeweils rund € 211.000,00 an ihre 
drei Geschwister zu leisten (sogenannte 
gemischte Schenkung). Die gesamten 
Ausgleichszahlungen betrugen folglich 
rund 75 % des Verkehrswerts der Lie-
genschaft. Die Finanzverwaltung ver-
trat die Auffassung, dass der zugrun-
deliegende Schenkungsvertrag als ent-
geltliches Rechtsgeschäft zu qualifizie-
ren sei, weil die Ausgleichszahlungen für 
die Übertragung der Immobilie mehr als 
50 % des gemeinen Werts der Immobi-
lie betrugen. Aufgrund der sich daraus 
ergebenden Entgeltlichkeit unterliege 
die Immobilienübertragung der Einkom-
mensteuer. Gegen den Steuerbescheid, 
mit dem die 30%ige Einkommensteuer 
anlässlich der Liegenschaftsübertra-
gung vorgeschrieben wurde, wurde 
Beschwerde beim Bundesfinanzgericht 
(BFG) eingebracht. Das BFG ging – in 

Übereinstimmung mit der Meinung der 
Finanzverwaltung – von einer entgelt- 
lichen und damit steuerpflichtigen 
Immobilienübertragung aus. Gegen 
diese Entscheidung des BFG wurde wie-
derum (ordentliche) Revision beim 
VwGH eingebracht, der nun darüber 
abgesprochen hat. 

Obgleich der VwGH im konkreten Fall 
das Ergebnis des BFG bestätigte, tätigte 
er zugleich weitere Ausführungen, die 
insbesondere für ähnlich gelagerte Fälle 
von Bedeutung sein können. So distan-
zierte sich das Höchstgericht von der 
bislang herrschenden Praxis, wonach für 
die Abgrenzung zwischen entgeltlichen 
und unentgeltlichen Rechtsgeschäften 
entscheidend war, ob die Gegenleistung 
für die Übertragung des Wirtschaftsguts 
mehr (dann Entgeltlichkeit) oder weni-
ger (dann Unentgeltlichkeit) als 50 % 
des gemeinen Werts des Wirtschafts-
guts betrug. Der VwGH stellt nun klar, 
dass unentgeltliche Rechtsgeschäfte 
wie Schenkungen (zwischen Familien-
angehörigen) in der Regel erst dann als 
einheitlich entgeltliches Rechtsgeschäft 
gelten, wenn der Wert der Gegen- 
leistung mindestens 75 % des gemeinen 
Werts des übertragenen Wirtschafts-
guts ausmacht. Inwieweit die Finanz-
verwaltung dieses Erkenntnis nun auch 
in die Einkommensteuerrichtlinien auf-
nimmt, bleibt abzuwarten. 

Begräbniskosten gehören zu den bevor-
rechteten Nachlassverbindlichkeiten. 
Sie sind aus einem vorhandenen Nach-
lassvermögen zu bestreiten. Ist kein 
ausreichender Nachlass zur Deckung 
der Begräbniskosten vorhanden, so haf-
ten dafür die zum Unterhalt des Ver-
storbenen Verpflichteten. Begräbnis-
kosten, einschließlich der Errichtung 
eines Grabmals, sind daher laut Lohn-
steuerrichtlinien insoweit keine außer-
gewöhnliche Belastung, als sie aus dem 
zu Verkehrswerten angesetzten Nach-
lassvermögen gedeckt werden können. 

Soweit sie nicht gedeckt werden können 
und auch nicht als Gegenleistung für 
die Übertragung von Wirtschaftsgütern 
übernommen werden (z. B. Übergabe-
verträge, Schenkungsverträge), sind sie 
eine außergewöhnliche Belastung.

Der Höhe nach ist die Absetzbarkeit 
mit den Kosten eines würdigen Begräb-
nisses (inklusive einfachen Grabmals) 
begrenzt, wobei diese noch um das 
Nachlassvermögen (inklusive Versiche-
rungsleistungen und Kostenbeiträge 
des Arbeitgebers) zu kürzen sind. In 

der letzten Wartung der Lohnsteuer- 
richtlinien hat nun die Finanzverwal-
tung ihre Rechtsansicht insofern geän-
dert, dass die Kosten für ein würdiges 
Begräbnis (inklusive Grabmal) insge-
samt höchstens € 15.000,00 (bisher 
€ 10.000,00) betragen können. Entste-
hen höhere Kosten, wäre die Zwangs-
läufigkeit nachzuweisen, die z.  B. bei 
besonderen Überführungskosten oder 
Kosten aufgrund besonderer Vorschrif-
ten über die Gestaltung des Grabdenk-
mals vorliegt. 
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Das Eigenkapital eines Unternehmens umfasst jene Mit-
tel, welche dem Unternehmen vom Eigentümer bzw. den 
Gesellschaftern zur Verfügung gestellt werden. Die zen-
trale Funktion des Eigenkapitals stellt die Haftungsfunk-
tion dar und dient weiters zur Abdeckung von zukünfti-
gen Verlusten.
Für die Beurteilung der langfristigen Kapitalstruktur 
eines Unternehmens ist insbesondere die Eigenkapital-
quote (Eigenkapital in % des Gesamtkapitals) relevant. 
Die Eigenkapitalquote spiegelt die finanzielle Stabilität 
wider und ist einer der zentralen Indikatoren in der Boni-
tätsbeurteilung. Die Bonität steht für die Kreditwürdig-
keit eines Unternehmens, etwa aus Sicht von Banken und 
Lieferanten.
Die Frage nach der optimalen oder zumindest notwen-
digen Eigenkapitalquote stellt eine der wesentlichen 
finanzstrategischen Fragen dar. Neben der Branche spielt 
auch die zukünftige Ausrichtung eine bedeutende Rolle: 
So ist insbesondere in schnell wachsenden Unternehmen 
eine entsprechende Eigenkapitalausstattung langfristig 
sicher zu stellen. Dies ist insbesondere vor dem Hinter-
grund schnell steigender Bilanzsummen (Gesamtkapital) 
in solchen Unternehmen zu sehen.
Generell ist in den letzten Jahren, beginnend mit der 
Finanz- und Wirtschaftskrise, ein Trend zu steigenden 
Eigenkapitalquoten festzustellen. Dies gilt sowohl für pri-
vat gehaltene (Familien-)Unternehmen als auch für bör-
sennotierte Unternehmen. 

EIGENKAPITAL UND BONITÄT

STEUERTERMINE  |  MÄRZ 2022

Stand: 1.2.2022

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Wie wurde die Steuer- 
gutschrift bei geringem  
Einkommen erhöht?
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Auch wenn man bei geringem Einkommen gar keine Einkom-
mensteuer bezahlt hat, ist in bestimmten Fällen eine Steuer-
gutschrift im Zuge der Veranlagung möglich – dies wird als 
Negativsteuer bzw. SV-Rückerstattung bezeichnet. Durch die 
Steuerreform 2022 wurden einige Werte rückwirkend ab 2021 
erhöht.

Ist die Einkommensteuer nach Anwendung des Tarifs nach 
Abzug des Familienbonus Plus (maximal in Höhe der beste-
henden Steuer) und nach Berücksichtigung der weiteren 
Absetzbeträge negativ, so ist der Alleinverdiener- oder Allein- 
erzieherabsetzbetrag inklusive der Kinderzuschläge gutzu-
schreiben. 

Arbeitnehmer, die aufgrund ihres geringen Einkommens keine 
Einkommensteuer zahlen, bekommen bis zu 55 % (erhöh-
ter Wert ab 2021) von bestimmten Werbungskosten zurück. 
Dazu zählen insbesondere die Beiträge zur Pflichtversicherung 
in der gesetzlichen Sozialversicherung. Die Gutschrift beträgt 
maximal € 400,00 pro Jahr. Pendler erhalten maximal € 500,00 
pro Jahr. Hat man Anspruch auf den Zuschlag zum Verkehrs-
absetzbetrag, ist der maximale Betrag dieser SV-Rückerstat-
tung um € 650,00 (erhöhter Wert ab 2021) zu erhöhen.

Pensionisten, die keine Lohn- bzw. Einkommensteuer bezah-
len und Anspruch auf den Pensionistenabsetzbetrag haben, 
erhalten vom Finanzamt eine Gutschrift von 80 % (erhöhter 
Wert ab 2021) der Sozialversicherungsbeiträge – maximal 
€ 550,00 (erhöhter Wert ab 2021). 

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Ø 2021 2,8 111,2 123,1

Ø 2020 1,4 108,2 119,8

Ø 2019 1,5 106,7 118,1

Fälligkeitsdatum 15. März 2022

USt, NoVA, WerbeAbg  für Jänner

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Februar

Fälligkeitsdatum 31. März 2022
Jahreserklärungen 2021 für Kommunalsteuer und 
Dienstgeberabgabe (Wiener U-Bahn-Steuer)
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